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Ste rb ehelfe r erhält drei Juh" " 
Freiheitstr{tzug

Verurteilung u)egenfahrkissiger Tötung und Beihilfe zum Suizid
Der Psychiater und Suizidhelfer Peter
Baumann ist wegen fahrlässiger Tötung
und Beihilfe zur Selbsttötung zu drei
Jahren Freiheitsentzug verurteilt worden.
Der Staatsanwalt forderte sieben Jahre.

ai. Basel, 6. Juli
Das Basler Strafgericht hat den Sterbehelfer

Peter Baumann zu einer Freiheitsstrafe von drei
Jahren verurteilt, zwei davon bedingt. Der
7?-jährige Psychiater, der sich wegen insgesamt
dreier Suizid-Fälle zu verantworten hatte, wurde
in einem Fall wegen fahrlässiger Tötung und in
einem weiteren Fall wegen Verleitung und Bei-
hilfe zum Selbstmord für schuldig befunden.
Verglichen mit dem Antrag des Anklägers ist das
Verdikt relativ milde ausgefallen; der Staats-
anwalt hatte den ersten Fall als vorsätzliche
Tötung angeklagt und deshalb eine sieben-
jährige Strafe gefordert.

Stämperhaftes Vorgehen
Weniger mild beurteilte Gerichtspräsident Lukas
Faesch bei der mündlichen Begründung die Per-
son des Angeklagten. Baumann habe sich zwar
als Vorreiter einer liberalisierten Sterbehilfe-Pra-
xis gesehen, bei der eigentlichen Hilfe dann aber
Zugriff zu <menschenunwürdigen> Methoden ge-
nommen. Der Abscheu des Richters bezog sich
vor allem auf den Fall eines 46-jährigen Mannes,
den Baumann 2001 in den Tod begleitet hatte.
Das dabei gewählte und ia einer Videoaufnahme
festgehaltene Vorgehen habe Baumanns <Stüm.
perhaftigkeit> deutlich werden lassen. Als der
Suizid beim ersten Versuch misslang, sei es zu
einer <peniblen Wursterei>' und <Bastelei> ge-
kommen. Dies habe gezeigl, so Faesch, dass Bau-
mann von der praktischen Durchführung eines
Suizids keine Ahnung hatte.

Der Gerichtspräsident bezeichnete Baumann
überdies als <.massiv unbelehrbar>; er habe wäh-
rend der Verhandlungen nie Einsicht oder Reue
gezeigt und sei in geradezu fanatischer Weise
überzeugt von seinen ldeen. Und negativ be-
urteilte das Gericht schliesslich, dass Baumann
seine Sterbehilfe-Dienste als Privatperson ange-
boten haben will, während klar war, dass die
Sterbewilligen ihn primär als Arzt aufsuchten.
Deshalb hätten sie ihm und seinen Methoden
auch vertraut, und er habe nichts getan, um die-
ses Missverständnis auszuräumen. Das Gericht
kam zum Schluss, dass der 46-jährige Mann zum
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Zeitpunkt seines Suizids klar urteilsunfähig war,
und folgte so dem Gutachten des Basler Instituts
für Rechtsmedizin.

Im Weiteren waren die Richter der Meinung,
Baumann hätte sich um eine eingehende Abklä-
rung der Urteilsfähigkeit bemühen müssen, be-
vor er zvr Tat schritt. Stattdessen sei er basie-
rend auf seiner <dilettantischen Diagnostizie-
rerei> fälschlicherweise von der Annahme aus-
gegangen, der suizidale Mann sei urteilsfähig,
obschon die Depressions-Symptome einen ge-
genteiligen Schluss nahegelegt hätten. Diese
Unterlassung wertete das Gericht als grobe
Fahrlässigkeit, nicht jedoch als Vorsatz und wich
in diesem entscheidenden Punkt von der Argu-
mentation des Staatsanwalts ab. Da der Selbst-
mörder nicht die Tatherrschaft hatte, sondern
fremdbestimmt war, verurteilte das Gericht
Baumann wegen fahrlässiger Tötung in mittel-
barer Täterschaft.

Selbstsüchtige Motive
Im zweiten Fall einer 60-jährigen Frau, die sich
2002 das Leben genommen hatte, wurde Bau-
mann wegen Beihilfe und Verleitung zum Selbst-
mord für schuldig befunden. Hier ging das Ge-
richt davon aus, dass der Psychiater aus selbst-
süchtigen und damit strafbaren Motiven gehan-
delt hat. Geltungsdrang sei ein wichtiger Beweg-
grund gewesen, wurde in der Urteilsbegründung
ausgeführt, und Baumann habe den Fall, der in
der <Rundschau> des Schweizer Fernsehens dar-
gestellt worden war, <publizitätsgierig ausge-
schlachtet". Auch habe sich der Angeklagte
einem Machtgefühl hingegeben und sich in der
Rolle des Herrn über Leben und Tod gefallen.
Altruistische Motive seien bei der Suizidhilfe
zwar ebenfalls auszumachen gewesen, da er sich
aber für seine Dienste (in bescheidenem Masse)
honorieren liess, sei diese Selbstlosigkeit aller-
dings neutralisiert worden

Im dritten Fall, einem 80-jährigen Rentner,
der in einem Hotel in Luzern aus dem Leben ge-
schieden wa1 wurde Baumann von der Alklage
wegen Beihilfe zum Selbstmord freigesprochen.
Er hatte seine Beteiligung an dieser Tat immer
bestritten, und die Indizien, welche die Staats-
anwaltschaft zusammengetragen hatte (inklusive
einem Fingerabdruck), vermochten das Gericht
nicht zu überzeugen. Es äusserte <unüberbrück-
bare Zweifebt an der Täterschaft des Psychiaters.
Offen ist, ob Baumann oder der Staatsanwalt
gegen das Urteil apnallieren werden.
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Kleinkind zu viel Medi zin gespritzt
Aktualisiert am 12.05.201 0
An einem Berner Spital starb zoo6 ein Kleinkind, nachdem eine Pflegefachfrau ihm
eine falsche Medikamente-Dosis verabreicht hatte. Jetzt ist die Pflegerin
freigesprochen worden.

Eine Berner Pflegefachfrau ist nicht schuld am Tod eines Kleinkinds, das zoo6 nach der fehlerhaften
Dosierung eines Medikaments in einer Berner Kinderklinik verstarb. Das hat am Mittwoch an einem
Prozess in Bern eine Strafeinzelrichterin entschieden.

Richterin Bettina Bochsler hält es zwar für erwiesen, dass die Pflegefachfrau statt r5o Mikrogramm
eines Medikaments die dreifache Menge bereitstellte und somit einen Fehler beging. Ein Gutachten
habe aber ergeben, dass das Kind möglicherweise auch bei der Dosierung gestorben wäre, welche die
Arztin verlangt hatte.

Damit sei die vom Gesetz her geforderte an Sicherheit grenzende Wahrscheinlichkeit, dass der Fehler
für den Tod des Kindes verantwortlich sei, nicht gegeben, so die Richterin weiter.

Antrag des Verteidigers gefolgt

Das damals elfmonatige Kind litt an einer Kombination von Herzrhythmusstörungen und einer
Herzmuskelerkrankung, die ein von der Richterin befragter Sachverständiger als sehr selten
bezeichnete. Es befand sich in der Intensivstation.

Mit dem Urteil folgte die Richterin dem Antrag des Verteidigers Franz Müller. Ihm zufolge zeigte
sich das fragliche Spital selber an. Zum Prozess kam es, weil nach einem ersten Gutachten Hinweise
auf ein strafrechtlich relevantes Fehlverhalten der Pflegefachfrau vorlagen. Die Staatsanwaltschaft
kann noch gegen das Urteil appellieren.

Bisher unbekannter Fall

Der Fall von zoo6 war bisher in der öffentlichkeit nicht bekannt. Viel zu reden gab hingegen ein Fall
aus dem Jahr zooo, als im Inselspital drei Kleinkindern eine Nährlösung zugführt wurde, die statt
Glukose vermutlich Kalziumchlorid enthielt. Alle drei starben, doch nur in einem Fall konnte der Tod
auf eine falsche Etikettierung auf Infusionsflaschen zurückgeführt werden.

In der ganzen Schweiz entbrannte in der Folge eine Diskussion um Transparenz bei medizinischen
Kunstfehlern. Das Inselspital zog aus dem Vorfall die Konsequenz, Infusionslösungen einzufärben,

Ittut 3ürdlcr Seitung
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Nach Schrchtantrrtt korrekt gehandelt
Die zweite Frau entlastete das Gericht voll-
umfänglich. Sie habe beim Antrilt ihrer Nacht-
schicht wie vorgeschrieben den Ubergabe-Rap-
port durchgeführt und danach, von einer Hilfs-
pflegerin auf den inzwischen bedenklichen Zu-
stand des Patienten hingewiesen,..alles Notwen-
dige unternommen und auch eine Arztin beigezo-
gen. Zu jenem Zeitpunkt wäre der Mann noch zu
retten gewesen, wenn sofort eine Bluttransfusion
eingeleitet worden wäre. Dies aber war Sache äer
beiden diensthabenden Arztinnen, die zu jenem
Zeitpunkt auch mit einem Schwerkranken in der
Notaufnahme beschäftigt waren und die Blut-
und Pulswerte zunächst ebenfalls als nicht lebens-
bedrohlich..interpretiert hatten. Das Verfahren
gegen die Arztinnen wurde bereits vor längerer
Zeit eingestellt. <Der Fall ist tragisch, und das
Leid lässt sich nicht wegdiskutieren>, betonte der
Richter. Doch es stehe nicht mit hinreichender
Gewissheit fest, dass der Tod durch das Verhalten
der Angeklagten unvermeidbar geworden sei.

Urteil vom 8.7.2N9l. GGO707ZL.

Aus dem Bezirksgericht Zürich

Patiententod nach Verkettung
unglücklicher Umstände

Freisprüche fär zw ei Pfle gefochfrauen
Das Bezirksgericht ZrJ,rich hat zwei der
fahrlässigen Tötung angeklagte Pflege-
fachfrauen des Wriidspitals freigespro-
chen. Der Tod eines frisch operierten
Patienten aufgrund innerer Blutungen im
Februar 2003 war die Folge einer fatalen
Verkettung unglücklicher Umstände.

fti. Der Tod eines Patienten im Februar 2003 im
Waidspital in Zürich war die Folge einer Verkei-
tung unglücklicher Umstän de (NZZ 16. 6. 09). Zl
diesem Schluss ist das Bezirksgericht Zidrrich ge-
kommen. Der Einzelrichter sprach die beiden der
fahrlässigen Tötung angeklagten Pflegefachfrau-
en frei. Die eine der beiden Angeklagten, eine da-
mals 23-jährige diplomierte Pflegefachfrau, ent-
lastete das Gericht in allen Anklagepunkten. Der
zweiten, einer zum Zeitpunkt des Vorfalls 37-jäh-
rigen Pflegefachfrau im vierten Ausbildungsjahr,
warf der Richter bei der Urteilsverkündung am
Mittwoch zwar eine Pflichtverletzung vor; deren
tödliche Folgen seien aber für die Angeklagte
nicht voraussehbar gewesen.

Relative Unerfahrenheit
Eir' 27-jähriger Vater zweier Kinder war am
4. Februar 2003 am Darm operiert worden.
Wenige Stunden nach dem Eingriff traten innere
Blutungen auf, die schliesslich zum Herzstillstand
und später zum Tod des Mannes führten. Obwohl
im Laufe des Abends auffällig sinkende Blut-
druckwerte bei gleichzeitig steigenden Pulswer-
ten aufgetreten waren,-unterliess es die Pftrege.
fachfrau in Ausbildung, die in solchen Fällen vor-
geschriebene neuerliche Messung nach 10 bis 15
Minuten durchzuführen oder eine erfahrene Kol-
legin oder die diensthabende Arztin beizuziehen.
Sie hatte die auffälligen Werte nicht als Hinweis
auf eine innere Blutung interpretiert, sondern auf
das relativ jugendliche Alter des Pätienten sowie
die abgegebenen Medikamente zurückgeführt.
Denn der Mann machte offenbar keinen sonder-
lich geschwächten Eindruck, telefonierte in der
fraglichen Zeit lund verlangte sogar, aufstehen
und eine Zigarclte rauchen zu dürfen.

Dass die Frau unter Missachtung der Richt-
linien aufgehört habe, die Werte zu kontrollieren,
weil es dem Patienten scheinbar gut gegangen sei,
sef+'etfle"*flie.htverletzung geriles€n;" sagte der
Richter. Diese sei aber auf ihre relative Unerfah-
renheit zurückzuführen. Dass die Blutdruck- und
Pulswerte zwingend auf einen kommenden Herz-
stillstand hingedeutet hätten, werde im medizini-
schen Expertenbericht verneint. <<Wenn sogar der
ärztliche Gutachter von mangelnder Vorherseh-
barkeit spricht, kann man den Pflegerinnen schon
gar keinen Vorwurf machen.>>
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Aus dem Bezirhsgertcht Zürich
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Freispruch für Sanitäter
nach unterlassenem Einsatz

Vorwurf der fahrltissigen Tötung uemeint
(sda) Das Bezirksgericht Zürich hat einen Ein-
satzdisponenten der Sanität vom Vorwurf der
fahrlässigen Tötung freigesprochen. Bei einem
Notfall im Herbst 2004hatte er darauf verzichtet,
den Einsatz eines Rettungswagens anzuordnen.

Anlass des Prozesses war der Tod eines Rent-
ners. Der 68-jährige Mann war in Dietikon wegen
Trunkenheit auf eine Bank aus Beton gestürzt.
Dabei erlitt er so schwere Verletzungen, dass er
Stunden später trotz Notoperation in einem Spital
starb. Grund waren innere Blutungen infolge
eines zweiseitigen Milzrisses. Der Einsatzdispo-
nent in der Zürcher Sanitätszentrale hingegen
war von einem banalen Sturz ohne Verletzungs-
folgen ausgegangen. Er hatte diesen Schluss aus
einem Telefongespräch mit einer Passantin ge-
zogen, die dem Rentner zu Hilfe geeilt war. Aus-
serdem soll der gestürzte Mann selbst erklärt
haben, er brauche keine Sanität.

Im Gegensatz zur Staatsanwaltschaft ist das
Bezirksgericht Znrich nun zum Schluss gekom-
men, dass der Angeklagte seine Sorgfaltspflicht
nicht verletzt hat. Selbst ein sofortiger Notfallein-
satz hätte den Tod des Rentners nicht verhindert,
begründete der Einzelrichter am Donnerstag sein
Urteil. - Der fatale Zwischenfall hatte sich zur
Mittagszeit am 7. Oktober 2004 auf offener Stras-
se ereignet. Der Zustand des Rentners ver-
schlechierte sich aber erst am frühen Abend
stark, als er zu Hause war. Seine Ehefrarl brachte
ihn ins Spital, wo er wenige Stunden später starb.
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Heimarzt im Luzerner Todespfleger-Fall wegen fahrlässiger Tötung
gebüsst

Jurius

Der ausserordentliche Amtsstatthalter Hermann Näf, Erstfeld, hat die Untersuchung gegen Mitarbeiter
der Luzerner Polizei, der Untersuchungsbehörden und des Betagtenzentrums Eichhof abgeschlossen.
Der damalige Heimarzt wurde wegen fahrlässiger Tötung mit einer Busse von 15’000 Franken
bestraft. Die Verfahren gegen den zuständigen Amtsstatthalter, den Chef der Kriminalpolizei und
gegen den damaligen Heimleiter wurden eingestellt.

[Rz 1] Die Luzerner Strafuntersuchungsbehörden, die Polizei und der damalige Heimleiter haben
damals richtig und zielgerichtet gehandelt. 

[Rz 2] Zwischen Dezember 2000 und Juni 2001 hatte Roger A. als Pfleger im Betagtenzentrum
Eichhof (BZE), Luzern, mehrere Bewohnerinnen getötet, zuletzt am 27.06.2001 die Bewohnerin M.A.
In der Folge hatte deren Sohn am 21.05.2003 Strafklage gegen die Verantwortlichen des BZE
eingereicht. Der Privatkläger warf diesen vor, sie hätten bereits vor dem Tod von M.A. den Verdacht
gehabt, dass Roger A. den Tod von Bewohnerinnen des BZE verursacht hatte. Sie hätten
Schutzmassnahmen unterlassen und damit die Tötung von M.A. in Kauf genommen oder fahrlässig
nicht verhindert. 

[Rz 3] Am 08.11.2004 ergänzte der Privatkläger die Strafklage: Die ab dem 13.06.2001 involvierten
Organe der Strafverfolgungsbehörden hätten vor dem Tod von M.A. damit gerechnet, dass ein
weiterer Todesfall eintreten würde. Entsprechend hätten sie Roger A. als Täter verhaften sollen.
Dennoch seien keine Schutzvorkehrungen getroffen worden. Die für das Einsatzdispositiv
verantwortlichen Personen hätten damit eine weitere Tötung in Kauf genommen. 

[Rz 4] Auf Antrag der Luzerner Staatsanwaltschaft beauftragte das Obergericht des Kantons Luzern
einen ausserordentlichen Amtsstatthalter mit der Untersuchung der vom Privatkläger erhobenen
Vorwürfe. Ausserdem wurde ein ausserordentlicher Staatsanwalt eingesetzt. 

[Rz 5] Die Untersuchung wurde geführt gegen den im Verfahren gegen Roger A. zuständigen
Amtstatthalter, gegen den Chef der Kriminalpolizei, gegen den damaligen Leiter und gegen den
damaligen Heimarzt des BZE. Die Untersuchung stützte sich auf die umfangreichen Akten aus dem
Verfahren gegen Roger A. Zusätzlich wurden weitere Akten beigezogen und neben den
Angeschuldigten zusätzlich über 20 Personen befragt. 

[Rz 6] Die Untersuchung gegen die Vertreter der Polizei und gegen die Untersuchungsbehörden hat
ergeben, dass diese unmittelbar nach ihrer Information Abklärungen aufgenommen und zielgerichtet
vorangetrieben hatten. Bis zum 27.06.2006 konnte die Hypothese, dass Todesfälle im BZE eine
nichtnatürliche Ursache hatten, nicht erhärtet und kein konkreter Verdacht gegen eine bestimmte
Person formuliert werden. Verschiedene Indizien, die für eine Täterschaft von Roger A. sprachen,
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wurden erst im späteren Verfahren gegen diesen bekannt. Ausgehend von der Hypothese, dass
Tötungsdelikte vorlagen, standen keine geeigneten und verhältnismässigen Schutzmassnahmen zur
Verfügung. Die Festnahme von Roger A. am 28.06.2001 war eine taktische Massnahme. Sie erwies
sich im Nachhinein als richtig. Die Verfahren gegen den Amtsstatthalter und gegen den Chef der
Kriminalpolizei wurden deshalb eingestellt. 

[Rz 7] Die Untersuchung gegen den Leiter des BZE wurde ebenfalls eingestellt. Es wurden keine
relevanten Unterlassungen im Führungsbereich festgestellt. Nachdem der Heimleiter am 11.06.2001
vom Heimarzt über die Häufung von Todesfällen informiert wurde, kontaktierte er umgehend den
zuständigen Stadtrat, was zum sofortigen Beizug der Kriminalpolizei führte. 

[Rz 8] Die Untersuchung gegen den Heimarzt ergab, dass diesem die Häufung der Todesfälle auf der
Station A frühzeitig aufgefallen war. Dem Heimarzt wird der Vorwurf gemacht, den Tod von T.I. vom
11.05.2001, die seit dem 04.05.2001 in einem nicht erklärbaren Koma gelegen hatte, vorschriftswidrig
nicht als aussergewöhnlichen Todesfall dem Amtsstatthalter gemeldet zu haben. Diese Unterlassung
hatte zur Folge, dass Massnahmen der Strafverfolgungsbehörden ausblieben, die vor dem Tod von
M.A. zur Verhaftung von Roger A. hätten führen und deshalb mit hoher Wahrscheinlichkeit den Tod
von M.A. verhindern können. Wegen fahrlässiger Tötung wurde der ehemalige Heimarzt mit einer
Busse von Fr. 15'000.00 bestraft. Das Verfahren wegen vorsätzlicher Tötung im Sinne des
Inkaufnehmens eines Todesfalles wurde eingestellt. 

[Rz 9] Die Entscheide sind noch nicht rechtskräftig. 

Pressemitteilung der Staatskanzlei des Kantons Luzern vom 1. September 2006

Rechtsgebiet(e): Straftaten gegen Leib und Leben

Erschienen in: Jusletter 4. September 2006

Zitiervorschlag:
Jurius, Heimarzt  im Luzerner Todespfleger-Fall  wegen fahrlässiger Tötung gebüsst, in:
Jusletter 4. September 2006 [Rz]
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